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ALLIANZ 
Kein Steinkohlekraftwerk Lubmin 

bestehend aus den Bürgerinitiativen, Lubmin, Usedom, Greifswald und Rügen 
sowie den Umweltverbänden BUND und WWF 

 

 
Information zum Gespräch mit dem  
Ministerpräsidenten Erwin Sellering 

am 15. Januar 2009, 13:30 Uhr   
im Gemeindezentrum Lubmin 

 
Teilnehmer ALLIANZ:  
Cathrin Münster    WWF    Stralsund 
Corinna Cwielag    BUND    Schwerin 
Peter Kremer     RA    Berlin 
Dr. Klaus Kühnemann    Bgm. Lubmin   Lubmin 
Dr. Michael Drevlak    BI Lubminer Heide  Lubmin 
Karin Kaspar     BI Usedom   Grüssow 
Eduard Beischall    BI Usedom   Karlshagen 
Dr. Reinhard Sommer   BI Usedom   Karlshagen 
Petra und Waleri Lobanowitsch  BI Usedom   Kröslin 
Oskar Gulla     BI Greifswald  Greifswald 
Hinrich Kuessner    BI Greifswald  Greifswald 
Gisela Zorn     Bgm. Thiessow  Thiessow 
Anja und Torsten Jelinski   BI Rügen   Thiessow 
 
Da unser Teilnehmerkreis doch recht groß war, haben wir, damit es nicht zu einem 
fruchtlosen Durcheinander kommt, unsere Rednerliste beschränkt und die Schwer-
punktthemen verteilt. 

Gesprächsverlauf:  

Dr. Klaus Kühnemann hat den MP in seiner Gemeinde und in seinem Haus begrüßt. 

Der MP, der zu diesem  Gespräch eingeladen hat, hat es deshalb auch eröffnet. Dabei 
hat er sich bei der ALLIANZ für das Engagement bei der Erörterung ausdrücklich 
bedankt und den hohen Sachverstand, der durch uns eingebracht worden ist, aner-
kannt. Danach hat er uns den Gesprächsverlauf überlassen. 

Karin Kaspar:  stellt die Redner vor – bekannt gemacht hatten sich alle Teilnehmer be-
reits bei der persönlichen Begrüßung durch den MP – und moderiert, wenn das Ge-
spräch ins Stocken kommt. 

Klaus Kühnemann: stellt die Forderung nach einem Standortentwicklungsprogramm für 
den Industrie- und Energiestandort Lubmin als Untermauerung des Landesentwick-
lungsprogramms und des regionalen Raumordnungsprogramms Vorpommern unter 
Berücksichtigung aller  öffentlichen Interessen.  

- Dabei betont er, dass Energiegewinnung an diesem Standort immer ein Ener-
giemix aus Gas und Erneuerbaren Energien sein muss. 

- Er fordert das gemeinsame grenzübergreifende Forschungszentrum für Erneuer-
bare Energien der südlichen Ostseeregion für den Standort Lubmin, das die 



 

   

SPD-LT-Fraktion auf ihrer Klausurtagung am 9. Januar 2009 in Barth in Ihrem 
Beschluss zum „Energieland 2020“ beschlossen hat. 

- Er entwickelt darüber hinaus die Idee der Ansiedlung von Betrieben, die diese 
Forschungsobjekte in die Praxis überführt. Dafür bietet das Gelände der EWN 
ausreichende Flächen. 

- Er stellt klar, dass dadurch deutlich mehr Arbeitsplätze und Wertschöpfung ent-
stehen. 

- Er stellt auch fest, dass beim Wirtschaftsministerium verschiedene Investoren-
Angebote gegenwärtig zurückgehalten werden. 

Der MP: begrüßt diese Vorstellungen und bestätigt, dass er aus seiner Besichtigung am 
Vormittag geschlossen hat, dass der Standort alle Entwicklungsmöglichkeiten hat, 
egal ob mit oder ohne StKKW. 

RA Kremer: stellt jedoch klar, dass dies nicht so ist, weil die Emissionsgrenzwerte – 
einschließlich der Lärmemissionen, die an diesem Standort möglich sind, bereits 
vollständig ausgeschöpft sind und deshalb keine weiteren Schadstoff emittierende 
Industrieansiedlungen mehr möglich sind. 

Karin Kaspar: greift dies auf, und stellt fest, dass es einer politischen Entscheidung be-
darf, was an diesem Standort wichtiger ist – ein Prestigeprojekt der alten Landesre-
gierung, das lediglich betriebswirtschaftliche Interessen eines Investors verfolgt oder 
ein für Europa wichtiges Projekt der Gasversorgungssicherheit! 

Der MP: bejaht dies, stellt jedoch klar, dass diese Frage ausschließlich im Genehmi-
gungsverfahren bei der Abwägung der öffentlichen Interessen geklärt werden kann. 

Corinna Cwielag, Cathrin Münster und RA Kremer: tragen vor, dass der Zeitpunkt für 
die Einreichung der Bitte um Stellungnahme bei der EK aus unserer Sicht zu früh 
war, weil die Erkenntnisse aus den Erörterungen nicht eingearbeitet worden sind. 
Die EK hat eine Unterlage, aus der hervorgeht, dass der Bau des StKKW problem-
los möglich wäre. 

Der MP: hat veranlasst, dass im Anschreiben der Hinweis auf die noch nicht vollständi-
gen Unterlagen steht. Außerdem wird im Anschreiben darauf hingewiesen, sollten 
die Ergebnisse der Erörterung im weiteren Verfahren für die Stellungnahme erhebli-
che neue Erkenntnisse ergeben, so würden diese selbstverständlich zeitnah über-
mittelt.  

Corinna Cwielag: stellt fest, dass wir es als erheblich erachten, wenn der Umweltminis-
ter das Kraftwerk zum gegenwärtigen Zeitpunkt für nicht genehmigungsfähig hält. 

Der MP: sagt uns daraufhin zu, dass die Auswertungslisten nicht erst am Ende der 
Auswertung der Erörterungsergebnisse sondern kontinuierlich an die EK nachge-
reicht werden.  

Torsten Jelinski: stellt die Auswirkungen auf den Tourismus dar, wie er das täglich bei 
seinen Gästen erlebt. Sie wollen, wenn das Kraftwerk kommt, nicht nur nicht mehr 
nach Rügen kommen, sondern ganz MV meiden. Er überreicht ca. 10.000 Unter-
schriften der Gäste seines Fischrestaurants gegen das StKKW. 

Der MP nimmt dies lediglich zur Kenntnis. 

RA Kremer: weist auf die neueste Gesetzgebung im Wasserrecht hin, wonach statt der 
bisherigen Richtwerte jetzt Grenzwerte für Schadstoffe in Fischen festgelegt worden 
sind, die deutlich niedriger sind als die bisherigen Richtwerte. Die Einhaltung dieser 
Grenzwerte haben die EU-Mitgliedsstaaten innerhalb von 18 Monaten zu garantie-
ren. Das bedeutet, dass z.B. der Greifswalder Bodden bereits quecksilberverseucht 
ist. Außerdem erläutert er das weitere Vorgehen der Verbände und sonstigen Ein-



 

   

wender: Wir werden im Falle der Genehmigung auf jeden Fall klagen. Jedoch wer-
den wir kein Eilverfahren beantragen. 

Der MP: ist erstaunt, dass wir kein Eilverfahren anstreben.  

RA Kremer: stellt klar, dass die Protokollführung einschließlich der Tonträgeraufzeich-
nungen nach wie vor nicht akzeptabel ist. Sie bietet weder für die Behörde noch für 
einen möglichen Rechtsstreit ausreichende Rechtssicherheit. 

Der MP: räumt Unzulänglichkeiten bei der Protokollführung ein und will prüfen, ob ein 
nachträgliches Wortprotokoll möglich ist 

Karin Kaspar: übermittelt die Botschaft von Hinrich Küssner, der leider doch nicht teil-
nehmen konnte, über die empörende Behandlung der VI durch den Landtag: „Wenn 
Parteien so ein bürgerschaftliches Engagement nicht  aufnehmen, dürfen sie bei 
Wahlen nicht mit Zustimmung rechnen!“ 

 

Karin Kaspar, ALLIANZ-Sprecherin, 20.01.2009 


